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Zur Person

E im Konflikt umUs-strafzölle auf
stahl und aluminium hofft Bundes-
wirtschaftsminister Peter Alt-
maier (cDU) auf eine Lösung in
letzter Minute. „wir sind am Be-
ginn einer entscheidendenwoche“,
sagte altmaier gestern beimtref-
fen der EU-wettbewerbsminister in
Brüssel. Die Bundesregierung
werde die nächsten tage nutzen,
„um über einen Deal zu sprechen,
der im interesse beider seiten ist“.
altmaier kündigte intensive Ge-
spräche mit handelskommissarin
cecilia Malmström und Us-han-
delsministerwilbur ross an. Er ver-
wies dabei auf ein treffen der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung
(OEcD) diesewoche in Paris, zu
dem auch ross erwartet wird. sein
Ziel sei es, höhere Zölle zu verhin-
dern, betonte altmaier. „Das be-
deutet, dass wir bereit sind, uns mit
den amerikanern auf Punkte zu
verständigen, die im gegenseitigen
interesse notwendig sind.“ (dpa)/
foto: dpa

E Der chef der fran-
zösischen Bahnge-
sellschaft sNcf,
Guillaume Pepy,
hält streiks in den
sommerferien für
„nicht vorstellbar“.
fast zwei Monate

nach Beginn der jüngsten streik-
welle sagte Pepy dem sender rtL
gestern: „ich glaube, dass die Eisen-
bahner keine Lust haben, den fran-
zosen den Urlaub zu ruinieren.“ sie
seien schließlich verantwortungs-
bewusste Leute. Zwei der Gewerk-
schaften hätten vorsichtige Kom-
promissbereitschaft anklingen las-
sen; zudem sei die geplante reform
der regierung, der hauptgrund für
die streiks, bereits so gut wie in die
wege geleitet – heute befasst sich
der senat damit. Gestern traten die
Eisenbahner allerdings erneut in
einen zweitägigen streik. Die seit
anfang april andauernden arbeits-
niederlegungen gingen damit in die
zwölfte runde. (afp)/foto: dpa

im icE von Hamburg nach München für 19,90 Euro? wer flexibel ist, ergattert schon heute solche
aktionstickets. Nun kommt der „super sparpreis“ auf Dauer. Der Bahn sitzt die Konkurrenz im Nacken.

Bahn bläst zumSuper-Preiskampf
Von Burkhard Fraune

Berlin. Die Bahn verschärft den
Preiskampf mit Billigfliegern und
Bussen. Günstige Fahrkarten für
die Sparsamen und mehr Komfort
für die, die auch mit Bus, S-Bahn,
Tram und U-Bahn reisen – damit
will der Konzern ab August die
Fahrgastzahl ankurbeln. Die Bahn
hat gute Gründe dafür. Ein Über-
blick:

„Super Sparpreis“

Sparpreistickets ab 19,90 Euro in
der zweiten Klasse kennen Bahn-
fahrer schon – aber nur von Son-
deraktionen. Nun kommen sie als
„Super Sparpreis“ dauerhaft. Wer
eine Bahncard hat, bekommt Ra-
batt und fährt unter Umständen
sogar für knapp 15 Euro quer
durchs Land. Die Zahl der „Super
Sparpreis“-Tickets wird aber be-
grenzt, und es wird sie vor allem
für Züge geben, die normal nicht
besonders voll sind, weniger für
den beliebten Freitagnachmittag.
„Es bietet sich an,möglichst früh
zu buchen“, rät Berthold Hu-
ber, Personenverkehrsvor-
stand der Bahn.

City-Ticket

Bahncard-Inhaber kennen
auch das City-Ticket
schon: Wenn sie mehr als
100Kilometer im ICE, Inter-
city oder Eurocity fahren, dür-
fen sie mit dem Fahrschein am
Start- undZielbahnhof in der In-
nenstadt auch in Busse, Stra-
ßenbahnen, U- und S-Bah-
nen steigen. Ab August
ist dafür keine Bahn-
cardmehrnötig – beim

„Flexpreis“ und beim „Sparpreis“.
Für den neuen „Super Sparpreis“
gibt es das City-Ticket nicht.

Jährlich einen zweistelligenMil-
lionenbetrag zusätzlich überweist
die Bahn den städtischen Ver-
kehrsbetrieben für das neue City-
Ticket. „Unterm Strich kostet es
nichts, denn es bringt uns mehr
Fahrgäste“, sagt Huber. Kunden
müssen aber genau hinsehen, wie
weit sie mit Bussen oder S-Bahnen
fahren dürfen. In Berlin etwa gilt
das City-Ticket nur innerhalb des
S-Bahn-Rings. „Sie laufen Gefahr,
doch schwarz zu fahren“, warnte
der Bundesverband der Verbrau-
cherzentralen. Er findet den City-
Ticket-Ausbau erst mal gut,
wünscht aber eigentlich eine ein-
fachere Lösung. Die Grünen erin-
nerten daran, dass sich Union und
SPDbundesweite eTickets zumZiel
gesetzt haben.

Vorbild Billigflieger

DieneuenAngebote sind eineAnt-
wort auf Flixbus und Billigflieger.

Das gibt Personenverkehrs-
vorstand Huber unum-
wunden zu. Die Luft-
hansa-Tochter Euro-
wings baut die in-
nerdeutschen Ver-
bindungen aus.
Auch Ryanair und
Easyjet stoßen in die
Lücke, die die Air-
Berlin-Pleite riss.
AndenBilligfliegern
orientiert sich die
Bahn auch beim

Preismodell. „Super Sparpreis“ be-
deutet: Zugbindung, kein Storno
und kein City-Ticket. Beim „Spar-
preis“ gibt es das City-Ticket und
Storno für zehn Euro Gebühr. Wer
flexibel bleiben will, muss den
deutlich teureren „Flexpreis“ bu-
chen: City-Ticket, freie Zugwahl,
Storno kostenlos vor dem ersten
Geltungstag.

Das Vorbild Billigflieger macht
denVerbraucherschützern Sorgen.
„DerWeg zu dynamischen Preisen
und einer Extra-Gebühr für Koffer
und Handgepäck scheint nicht
mehr weit“, argwöhnen sie. Ent-
sprechende Pläne sind aber nicht
bekannt.

Konkurrent Flixbus

Zwar wächst der Fernbusmarkt
nichtmehr so rasant, aber die Kun-
den haben sich an die günstige Al-
ternative gewöhnt und erwarten
niedrigere Preise auch von der
Bahn. In den letzten Jahren hat sie
den durchschnittlichen Sparpreis
nach eigenen Angaben um mehr
als zehn Prozent gesenkt. Der
„Super Sparpreis“ zielt besonders
auf Junge, die stärker aufs Geld
achten müssen. Denn die Konkur-
renz schläft nicht. So bietet Flixbus
auch Zugtickets ab 9,99 Euro an.
Noch sind es nur wenige Züge auf
zwei Strecken – Berlin-Stuttgart
und Hamburg-Köln. Im Dezember
könnten aber weitere hinzu kom-
men, womöglich sogar auf der
neuen Paradestrecke München-
Berlin. „Wir gucken uns das ganz
genau an“, sagt Huber.

Noch ein Antreiber

Auch die Politik treibt inzwischen
die Bahn. Union und SPD fordern
280 Millionen Fahrgäste in ICE
und Intercity bis 2030, fast doppelt
so viele wie jetzt. „Das ist ausge-
sprochen sportlich“, sagte Vor-
standschef Richard Lutz unlängst.
Das Konzernziel liegt bislang bei
180Millionen. In zweiWochenbe-
rät der Aufsichtsrat daher über die
Bestellung zusätzlicher ICE. „Wir
wollennoch stärker als bisher Auto
und Flugzeug angreifen“, sagte
Lutz. Dabei profitiert die Bahn da-
von, dass die Spritpreise wieder
steigen. Obwohl von Januar bis
April viele ICE und Intercity zu
spät kamen, wuchs die Fahrgast-
zahl schneller als im Vorjahr. 45,8
Millionen Reisende entsprachen
einem Plus von 2,9 Prozent. Das
lag auch an der neuen Strecke Ber-
lin-München.

Digitale Rivalen

Ein Ticket für alle – das ist trotz des
City-Tickets für 126 Städte noch
nicht in Sicht. Aber Stadtwerke
und andere kommunale Verkehrs-
betriebe arbeiten daran, weil sie
wie die Bahn fürchten, dass digi-
tale Plattformen sich zwischen sie
und ihre Kunden drängen. Unter
demTitel „Mobility Inside“wollen
sie ihre Buchungsplattformen ver-
knüpfen – damit etwa ein Berliner
auch inMünchen ein Ticket für U-
Bahnoder ICEmit der Appder Ber-
liner Verkehrsbetriebe kaufen
kann, sagt Oliver Wolff, Hauptge-
schäftsführer des Verbands Deut-
scher Verkehrsunternehmen.
Noch läuft das Projekt, aber es sei
schon jetzt „ein Husarenstück, das
viele Jahre Arbeit gekostet hat“.

Künftig können Verbraucher kostenlos eine Selbstauskunft anfordern. Es gibt aber auch schlechte Nachrichten.

Schufa:Das ändert sichmit derDatenschutzverordnung
Von Leon kirschgens

Aachen.Wer einenMietvertrag ab-
schließen oder einenKredit bei der
Bank aufnehmen will, kennt sie:
Die Schufa-Auskunft. Sogar viele
Mobilfunkanbieter wollen bei
einem neuen Vertrag sichergehen,
dass der Kunde zuverlässig zahlen
kann. Auskunfteienwie die Schufa
ermitteln für jeden Verbraucher
einen sogenannten Score. Auf sei-
ner Grundlage können Vermieter,
Banken oder andere Finanzdienst-
leister dann entscheiden, ob sie
das Geschäft abschließen wollen
oder nicht.

Mit der neuen Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) än-
dert sich auch für die Schufa der
Umgang mit den Daten der Ver-
braucher. DenndasGesetz soll den
Datenschutz in der EU vereinheit-
lichen und jedem EU-Bürger mehr
Kontrolle über die eigenen Daten
geben.

Was ändert sich konkret für mich?
Verbraucher können jetzt jeder-

zeit eine Datenübersicht kostenlos
bei der Schufa abfragen – sowohl
per Post als auchonline. Bisherwar

das nur einmal im Jahr undnur per
Post möglich. Wer öfter auf die
Daten zurückgreifen wollte,
musste zahlen und oft mehrere
Wochen auf die Dokumente war-
ten. Von nun an muss nur noch
zahlen, wer „offenkundig unbe-
gründet“ oder „exzessiv“ eine
Datenübersicht beantragt.Was das
imDetail bedeutet, lässt dasGesetz
offen.Wer seine Scoring-Werte im-
mer nur dann abfragt, wenn er sie
wirklich braucht, wird aber wohl
keine Probleme bekommen, er-
warten Experten. Für die Schufa
könnte dagegen eine Einnahme-
quellewegfallen,wennvonnun an
niemand mehr für die Selbstaus-
kunft zahlenmuss.

Darf die Schufa weiterhin dieselben
Daten erheben undweitergeben?

Ja. Hier profitiert man als Ver-
braucher nicht von der neuen Ver-
ordnung. Ganz im Gegenteil: Das
bisherige Datenschutzgesetz in
Deutschland sei detaillierter gewe-
sen als die kommendeDSGVO,was
die Rechte und Pflichten der
Datensammler angeht, sagt der
Düsseldorfer Datenschutzanwalt
Axel Dreyer. Im neuen Gesetz

heißt es nur noch, dass die „be-
rechtigte Interessen des Verant-
wortlichen gewahrt werden müs-
sen und die Interessen des Betrof-
fenen nicht überwiegen dürfen“.
Diese neue Formulierung könnte
die Schufa sogar zu ihren Gunsten
auslegen, sagt Dreyer: also noch
intensiver Daten sammeln. „Es
wird Aufgabe der Gerichte sein,
klare Kriterien zu formulieren, was
unter die berechtigten Interessen
fällt.“

Kann ich in Zukunft erfahren, wie die
Schufa meine Daten berechnet?

Das ist fraglich. Laut der neuen
„Informationspflicht“müssen Pri-
vatpersonen die Möglichkeit ha-
ben zu erfahren, wie automati-
sierte Entscheidungen zustande
gekommen sind. Für Auskunfteien
wie die Schufa könnte das bedeu-
ten, dass sie ihre sogenannten Sco-
ring-Verfahren (siehe Kasten) of-
fenlegenmüssen,mit denen sie die
Daten der Kunden auswertet. Die
Schufa wehrt sich dagegen: Die
Entscheidung, ob jemand kredit-
würdig ist, treffe schließlich nicht
sie selbst, sondern Banken oder
Immobilienfirmen, argumentiert

die Auskunftei. Die Schufa stelle
dafür nur dieDaten zurVerfügung.
Überhaupt verletze es das Betriebs-
und Geschäftsgeheimnis, müsste
die Schufa ihr Verfahren offenle-
gen. Dreyer gibt der Auskunftei
teilweise recht: „Die DSGVO zielt
darauf ab, dass man als Einzelper-
son nachvollziehen kann, wie die
Schufa personenbezogene Daten
berechnet und nicht, dass die
Schufa ihren gesamte Arbeitsweise
offenlegenmuss“, sagt er.

WelchenVorteil hätte es,wenn ich in
Zukunft nachvollziehen kann,wiedie
Schufa meineWerte berechnet?

Bisher mussten Verbraucher
sich voll und ganz auf die Berech-
nungen der Schufa verlassen.
Wunderten sie sich etwa über
einenunerwartet schlechtenWert,
konnten sie nicht prüfen, wie die-
ser zustande gekommen war. Soll-
ten die Gerichte die neue Daten-
schutzgrundverordnung zuguns-
ten der Verbraucher auslegen,
könnte es bald einfacher werden,
Fehler ausfindig zumachen – etwa
wenn die Schufa eine Kreditkarte
in die Wertung miteinbezieht, die
längst gekündigt ist.

Wie fällt das Fazit aus?
In Zukunft wird es etwa fürMie-

ter einfacher, die eigenen Daten
kostenlos zu erhalten – auchmehr-
mals im Jahr. Doch ob man zu-
künftig auch erfahren wird, wes-
halb die Schufa eine bestimmte
Note gibt, bleibt schwierig – zu-
mindest solange die Gerichte sie
nicht ausdrücklich dazu verpflich-
ten, ihr Scoring-Verfahren zu ver-
öffentlichen.

Die Schufa holding aG sammelt
Daten über Verbraucher: etwa wie
viele Bankkonten sie haben, welche
handyverträge und ob es schon
einmal ein insolvenzverfahren gab.
aus diesen Daten berechnet sie die
Kreditwürdigkeit eines schuldners.
Ein sogenannter score gibt an, wie
wahrscheinlich ein schuldner einen
Kredit zurückzahlen wird.wie der
schufa-score zustande kommt –
wie die schufa also einzelnewerte
gewichtet – ist ein Geschäftsge-
heimnis.

so kommt der
Schufa-Score zustande

Gespräche über
Stellenabbau nach
Postbank-Fusion
Frankfurt. Nach Abschluss der In-
tegration der Postbank könnte es
bei der Deutschen Bank auch in
der Privatkundensparte bald Ver-
handlungen über einen Stellenab-
bau geben. „Im dritten Quartal
wird es Gespräche zwischen der
Bank und den Arbeitnehmerver-
tretern geben“, zitiert das „Han-
delsblatt“ aus Finanzkreisen. An-
gedacht sei ein Stellenabbau von
zehn bis 15 Prozent. Ein Sprecher
der Deutschen Bank wollte diese
Angaben nicht kommentieren.

Die rechtliche Fusion der Bon-
ner Tochter Postbank und der Pri-
vat- und Geschäftskundeneinheit
der Deutschen Bank ist unterdes-
sen wie geplant abgeschlossen
worden: Seit dem vergangenen
Freitag ist die „DB Privat- und Fir-
menkundenbankAG“ imHandels-
register eingetragen. „Wir haben
ein wichtiges Etappenziel erreicht
undwollen bis spätestens 2022 Sy-
nergien von mindestens 900 Mil-
lionen Euro jährlich erreichen“,
erklärte Deutsche-Bank-Chef
Christian Sewing gestern. Im
Gegenzug fallen für Umbau und
IT-Investitionen 1,9 Milliarden
Euro Kosten an. Die Zusammenle-
gung des Geschäfts ist Teil eines
größeren Umbaus der Deutschen
Bank,mit demDeutschlands größ-
tes Geldhaus nach drei Verlustjah-
ren wieder Tritt fassen will. (dpa)

Betriebsrat:
Opel-Mitarbeiter
zu früh entlassen
Rüsselsheim. Der Autobauer Opel
hat bei seinem Abfindungspro-
gramm möglicherweise einen
Formfehler begangen und Hun-
derte Beschäftigte zu früh gehen
lassen. Der Gesamtbetriebsrat zi-
tiert in einem gestern verbreiteten
Flugblatt aus einem Schreiben der
Bundesagentur für Arbeit (BA),
dass Entlassungen nach dem Pro-
grammerst ab dem15. Juni rechts-
sicher möglich seien. Laut Perso-
nalabteilunghaben aber bereits im
Mai rund 400 Beschäftigte Opel
mit individuellen Abfindungen
verlassen. Das Programm wurde
Mitarbeitern angeboten, dieweder
für Altersteilzeit noch für den Vor-
ruhestand infrage kamen.

Laut Flugblatt hatte Opel der BA
angezeigt, sich auf diesem Weg
vonbis zu 1200Beschäftigten tren-
nen zu wollen. Dazu wurde am 15.
Mai eine sogenannte Massenent-
lassungsanzeige andie Behörde ge-
meldet. Dieser folgt dann eine ein-
monatige Entlassungssperre bis
zum 15. Juni, von der keine Aus-
nahmen zugelassen wurden. Vor
diesem Datum ausgesprochene
Entlassungen könnten daher un-
wirksam sein, hieß es.

Laut Betriebsrat und IG Metall
werden mit dem Abfindungspro-
grammmehr Leute nachHause ge-
schickt als zur Sanierung notwen-
dig. Es ist aber nur ein Teilaspekt
der Einigungsstellen-Gespräche,
die gestern beginnen sollten.(dpa)

Mehr Passagiere dank Billigtickets? auch die Politik macht der Bahn Druck: Bis 2030 soll der Konzern 280Millionen fahrgäste in icE und intercity be-
fördern – fast doppelt so viele wie jetzt. Das Ziel des Unternehmens liegt bisher bei 180 Millionen reisenden. fotos: dpa

Kampfansage: „wir wollen noch stärker als
bisher auto und flugzeug angreifen“,
sagt Bahn-chef richard Lutz.

kurZnotiert

streit um subventionen
für Airbus geht weiter
Genf. Im Streit mit den USA um
illegale Subventionen für den
Flugzeugbauer Airbus hat die
unterlegene EU bei derWelt-
handelsorganisation (WTO) die
Erfüllung aller Auflagen verkün-
det. Allerdings stimmten die
USA gestern in Genfmit diesen
EU-Angaben imWTO-Streit-
schlichtungsausschuss nicht
überein, wie aus Teilnehmer-
kreisen verlautete. Das EU-Do-
kument enthalte vage Erklärun-
gen. Dennochwollten die USA
das Problem im beiderseitigen
Einverständnis lösen. Sollte das
nicht fruchten, behielten sie
sich Vergeltungsmaßnahmen
vor. Parallel läuft eineWTO-
Klage der EU gegen die USA, bei
der es um illegale Steuerver-
günstigungen für den US-Flug-
zeugbauer Boeing geht. Das
Urteil in letzter Instanz könnte
in diesem Jahr fallen. (dpa)

gestorBen

E Der französische
rüstungsindustrielle
Serge Dassault ist
tot. Der 93 Jahre
alte chef des Luft-
fahrt- und Medien-
konzerns Dassault
Groupe sei gestern

an herzversagen gestorben, hieß es
in einer Mitteilung seiner familie,
die die Zeitung „Le figaro“ online
veröffentlichte. Das konservative
Blatt gehört zum Dassault-Kon-
zern. Dassault saß von 2004 bis
2017 für die französischen Konser-
vativen im senat. Zuletzt machte
er wegen schwarzgeldkonten
schlagzeilen. DasVermögen seiner
familie wurde vomMagazin „for-
bes“ auf rund 22 Milliarden Euro
geschätzt. 2017 war er der dritt-
reichste Mann frankreichs. Der zu
dem firmenimperium gehörende
flugzeugbauer Dassault aviation
stellt den französischen rafale-
Kampfjet her. (dpa/afp)/foto: dpa


